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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. nimmt die Feststellung des Rechnungshofs zur Kenntnis, dass die Zahlungen für das zum 

31. Dezember 2011 abgeschlossene Haushaltsjahr und andere interne Politikbereiche mit 

wesentlichen Fehlern behaftet waren und dass die geprüften Überwachungs- und 

Kontrollsysteme für Forschung und andere interne Politikbereiche nur bedingt wirksam 

waren; bedauert, dass der Bericht des Rechnungshofs keine genauen Angaben über die 

Ausgaben im Bereich Freiheit, Sicherheit und Justiz enthält; 

2. begrüßt es, dass die Ausführungsrate bei den Verpflichtungen für den Bereich Freiheit, 

Sicherheit und Justiz, die sich auf 97,74 % belief, gestiegen ist, ebenso wie die 

Ausführungsrate bei den Zahlungen, die sich 2011 auf 93,10 % belief; 

3. betont die große Bedeutung des Kapitels 18 02 – Solidarität – Außengrenzen, 

Rückführung, Visapolitik und Freizügigkeit von Personen für die Sicherheit und die 

Wirtschaft der Union; fordert die Kommission auf, ihre Haushaltsplanung zu verbessern; 

4. nimmt die in ihrem jährlichen Tätigkeitsbericht für 2011 enthaltenen Vorbehalte der 

Generaldirektion Inneres der Kommission hinsichtlich der Rufschädigungsrisiken 

aufgrund von Verzögerungen bei der Umsetzung des SIS II zur Kenntnis; nimmt 

außerdem das finanzielle Risiko aufgrund der Restfehlerquote bei den keiner Prüfung 

unterzogenen Zuschüssen der Finanzprogramme „Prävention, Abwehrbereitschaft und 

Folgenbewältigung im Zusammenhang mit Terrorakten“ und „Prävention und 

Bekämpfung von Kriminalität“ zur Kenntnis; fordert die Kommission auf, die 

angekündigten Korrekturmaßnahmen umzusetzen; 
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